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Bei der erſten ſich E günſtigen Finanzlage iſt auf Er⸗

füllung dieſer alten Forderung zu dringen .
Eine Forderung aber alsbald erfüllt werden : Wenn man

jetzt an die geſetzliche Erhöhung der Bezüge der Altpenſionäre geht ,
dann darf man unter keinen Umſtänden die Alt - Invalidenrentner

vergeſſen ; ihre Bezüge ſind ſehr gering und ſtehen faſt durchweg unter

denen der Altpenſionäre. Wollte man daher ſie von der geſetzlichen

Aufbeſſerung ausſchließen , ſo würde dies eine gewaltige Ungerechtigkeit
und Härte ſein . Wie die Erhöhung vorzunehmen iſt , ob auf die Sätze
des Militärpenſionsgeſetzes von 1906 , braucht hier nicht erörtert

zu werden ; ſie muß mindeſtens nach denſelben Grundſätzen erfolgen ,
nach denen man den Altpenſionären helfen will .

Ueuntes Kapitel .

Militärrente und Zivilpenſion .

Wie aber , wenn der Militäranwärter aus ſeiner Zivilſtelle aus —

ſcheidet und in Penſion geht ? Verliert er dann Anſpruch auf
die Militärrente oder lebt dieſe nun ganz auf ? Der Entwurf des

Geſetzes von 1906 ſchlug hierfür vor , daß der Bezug der Rente ruhen
§ 36 Ziffer 4) :

4. 85 Bezug einer im Zivildienſt erdienten Penſion in Höhe der gleichen
Beträge wie unter Nr . 3 (d. h. unter 219 % und über 6090 ) . Iſt der hiernach
ſich ergebende Geſamtbetrag , Zivilpenſion und Rententeilbetrag , geringer
als die zuerkannte Rente , ſo iſt dem Penſionär neben der Zivilpenſion von
der zuerkannten Rente ſo viel zu zahlen , daß der Betrag der letzteren er —
reicht wird . Der an den Penſionär nicht zahlbare Rentenbetrag wird dem

Zivilpenſionsfonds erſtattet , wenn bei Bemeſſung der Zivilpenſion die

Militärdienſtzeit nach Maßgabe des Reichsbeamtengeſetzes oder doch min —

deſtens ſoweit angerechnet worden iſt , als die Zivildienſtzeit nach den Vor⸗

ſchriften des Landesrechts angerechnet wird .

Der Reichstag fand hier keinen gerechten Ausgleich und beſchloß

zuzüglich einer kleinen Anderung bei der Militärvorlage 1913 folgendes
über das Ruhen der Rente ; ſie ruht ( § 36 Ziffer J ) :
4. neben dem Bezug einer im Zivildienſt erdienten Penſion , ſoweit als Zivil

penſion und zuerkannte Rente zuſammen denin der zuletzt bekleideten Stelle
erreichbaren Höchſtpenſionsbetrag oder , wenn es für den Penſionär günſtiger
iſt , ſoweit als die tatſächlich erdiente Zivilpenſion und die nach Nr . 3 a und b

nicht ruhenden Rententeile zuſammen den Betrag von 2000 Mk. überſteigen .
Der an den Penſionär nicht zu zahlende Rentenbetrag wird dem Zivil —
penſionsfonds erſtattet .

Für dieſen Vorſchlag waren folgende Erwägungen maßgebend :
„ Habe der Militäranwärter im Zivildienſte ſo lange gedient , daß er die

Höchſtpenſion ſeiner Stelle erreicht habe , ſo ergebe ſich hieraus , daß er in keiner
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Weiſe durch die Militärdienſtzeit geſchädigt worden ſei. Er habe deshalb in
dieſem Falle auch keinen Anſpruch , neben der Zivildienſtpenſion noch eine

beſondere Militärrente zu erhalten . Es käme aber häufig vor , daß ein Militär
anwärter doch durch den Militärdienſt ſo in ſeiner Geſundheit geſchädigt ſei oder

infolge desſelben ſchon ſo alt geworden ſei , daß er beim Eintritt in den Zivil —⸗
dienſt keine Ausſicht mehr habe , die Höchſtpenſion zu erreichen , und dieſelbe
auch nicht erreiche . In vielen dieſer Fälle ſei doch die Zivilpenſion eine ſehr
kleine . Da ſei es billig , ihm nicht nur denjenigen Teil ſeiner Rente zu geben ,
den die Nr . 3 des § 36 in Ausſicht nehme , ſondern ihm die ganze ihm zuerkannte
Rente bis zur Erreichung des höchſten Satzes der Zivilpenſion der

von ihm zuletzt bekleideten Zivilſtelle zu belaſſen . Es liege in ſeinem Vorſchlage
eine weſentliche Verbeſſerung für ſehr viele Militäranwärter , die aus dem

Zivildienſt ausſchieden . Schlechter geſtellt würden gegenüber der Regierungs

vorlage nur diejenigen , die die Höchſtpenſion im Zivildienſt ganz oder annähernd
erreicht hätten . Während die Regelung der Regierungsvorlage eine rein ſchema

tiſche ſei , die ſich einfach nur der Nr . 3 des Paragraphen anſchlöſſe , ſei die Regelung

gemäß dem eingebrachten Antrage eine innerlich gerechtfe rtigte. Ein Poſt

aſſiſtent habe 3000 Mk. Gehalt . Hiervon betrage die höchſte Ziv 3—
on 2250 Mk.

400 der Rente für einen Feldwebel betrügen 360 Mk. Folge man ſeinem An

trage , ſo werde der Militäranwärter , der z. B. 1890 Mk. Penſion im Zivildienſt
erdient habe , die 40 % Rente als Feldwebel neben der Zivilpenſion noch voll

erhalten können . Steigere ſich ſeine Zivilpenſion , ſo nehme , je mehr dieſelbe

ſich der Summe von 2250 Mk. nähere , der ihm verbleibende Reſt der Rente als

Feldwebel entſprechend ab . Rechne man , daß die Penſion eines Poſtaſſiſtenten

ſich jedes Jahr um etwa 50 Mk. ſteigere , ſo werde der Militäranwärter einſchließ —

lich der Militärrente um etwa 7 Jahre früher die höchſte Penſion erreichen , als

wenn ihm die Rente entzogen ſei . Ein anderer Fall : Es ſei nicht ausgeſchloſſen ,

daß ein Kapitulant nur eine Unterbeamtenſtelle erhalten habe und ſo nur eine

ſehr geringe Höchſtpenſion erreichen könne . Für einen ſolchen Beamten beab

ſichtige der Antragſteller eine ähnliche Berückſichtigung eintreten zu laſſen , wie

ſie sub Nr . 30 für die im Zivildienſt angeſtellten Kapitulanten , die 18 Jahre

gedient hätten , beſchloſſen worden ſei . Er ſei ſich klar darüber , daß , wenn er

ganz logiſch hätte verfahren wollen , er hier die Grenze nicht bei 2000 Mk. ,

ſondern bei 1600 Mk. hätte feſtſetzen ſollen , da die Höchſtpenſion eines Geſamt
einkommens von 2000 Mk. nur dieſe niederere Summe betrage . Aber er wolle

eben für die am ungünſtigſten Stehenden beſſer ſorgen

Kommiſſion und Regierung ſchloſſen ſich dieſer Auffaſſung an

und ſo wurde der Antrag einſtimmig zum Geſetze erhoben .

Alsbald nach Inkrafttreten des Geſetzes erhoben ſich nun Zweifel

darüber , ob dieſe Vorſchrift ſowohl für die Erwerbsunfähigkeitsrente
wie für die Dienſtzeitrente gelte . Das Kriegsminiſterium ſtand zunächſt

auf dem Standpunkte , daß nach dieſer Vorſchrift nur die Erwerbs

unfähigkeitsrente zu zahlen ſei , die Dienſtzeitrente aber ganz ruhe ; dies

veranlaßte den Verfaſſer am 11. Januar 1908 zu folgendem Antrag

ſiin der Budgetkommiſſion

E
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„ den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , die erforderlichen Anordnungen

zu erlaſſen , damit :

gemäß § 36 Ziffer 4 des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes vom

31 . Mai 1906 die Dienſtzeitrente an ehemalige Militäranwärter

nach dem Eintritt in die i ebenſo ausbezahlt wird wie

die Erwerbsunfähigkeitsrente ( § 36 Ziffer 3b und 4 des Geſetzes

vom 31 . Mai 1906 ) . “

Die Begründung hierfür wurde in folgendem gegeben :

„ In der Anwendung des Geſetzes ſeien über die Auslegung dieſer

Beſtimmung erhebliche Differenzen entſtanden . Eine ganze Anzahl

von Regierungspräſidenten hätte dahin entſchieden , daß der frühere

Militäranwärter neben ſeiner Zivilpenſion die Militärrente erhalte ,

ohne Rückſicht darauf , ob dieſe eine Erwerbsunfähigkeitsrente oder eine

Dienſtzeitrente ſei . Das Kriegsminiſterium hingegen hätte ſich auf

den Standpunkt geſtellt , daß nur die Erwerbsunfähigkeitsrente mit den

vorgeſchriebenen Abzügen zu zahlen ſei , nicht aber die Dienſtzeit —

rente . Zur Begründung dieſer Entſcheidung berufe ſich das Kriegs —

miniſterium darauf , daß in der zitierten Nr . 3b nur von Erwerbs —

unfähigkeitsrenten die Rede ſei. Dieſe Anſicht kann der Antragſteller

nicht teilen . Das Zitat Nr . 30 f.ſoll vielmehr nur beſagen , daß ein Abzug

gemäß dieſer Ziffer zu machen ſei . Die ganze Beſtimmung aber ent —

halte keinerlei Unterſchied zwiſchen Erwerbsunfähigkeits - und Dienſt

zeitrente. Beide müßten in den angegebenen Grenzen bezahlt werden .

Das ſei ſeine Abſicht geweſen , als er dieſen Antrag eingebracht habe ,

und der Abgeordnete Graf v. Oriola habe ihm damals zugeſtimmt ,

ebenſo die geſamte Budgetkommiſſion . Er erinnere nur daran , daß

er ſeinerzeit ausdrücklich erklärt habe , durch dieſe Regelung ſolle jenen

Militäranwärtern geholfen werden , die lange Jahre im Heere gedient

haben , ſomit eine Dienſtzeitrente erhalten , die aber gerade wegen ihrer

langen Dienſtzeit nicht mehr in die beſſerbezahjlten Zivilſtellen ein⸗

rücken könnten . Wenn daher ihre Zivilpenſion unter 2000 Mk . betrage ,

ſo ſolle ihnen neben dieſer als eine Entſchädigung für das ungünſtige

Avancement im Zivildienſt ein Teil der Dienſtzeitrente gewährt werden .

Wenn nun die ganze Kommiſſion dieſe Abſicht bei Annahme dieſes

Antrags gehabt habe , ſo müſſe ſie jetzt auch darauf beſtehen , daß

nach ihrer Abſicht das Geſetz ausgelegt würde . Bei der Beratung dieſes

Antrags habe ſeitens der verbündeten Regierungen niemand darauf

aufmerkſam gemacht , daß durch die gewählte Formulierung die Militär —

anwärter die Dienſtzeitrente ganz verlieren würden . Es ſei vielmehr

in der Debatte wiederholt betont worden , daß man gerade dieſen alten



Militäranwärtern helfen wolle . Wenn nun das Kriegsminiſterium
der Anſicht ſei , daß der Hinweis auf Ziffer 3b beſagen ſolle , daß nur

Erwerbsunfähigkeitsrenten neben — Zivilpenſion zu bezahlen ſeien ,

ſo ſei dieſer Einwand ſchon deshalb nicht ſtichholtig und begründet ,
weil Ziffer 36 ganz ausdrücklich die Dienſtzeitrenten behandle und

ihre Zahlung während der Anſtellung im Zivildienſt . In dieſer Ziffer 3
aber ſei wiederum auf die Ziffer 3b hingewieſen und damit klar 8
daß 3b eben nicht nur die Regelung als Erwerbsunfähigkeitsrenten

umfaſſe , ſondern daß dieſes Zitat eben wie in Ziffer 4 bedeuten ſolle
wieviel an der Rente gekürzt würde . Der Antragſteller halte ddafltr,
daß die geſetzliche Beſtimmung eine ganz klare ſei , daß damit eine

Anderung des Geſetzes nicht erforderlich werde , daß es vielmehr voll —

ſtändig genüge , wenn das Kriegsminiſterium ſich der Auffaſſung der

Kommiſſion , reſpektive der des Reichstags anſchließe . Es handle ſich

alſo auch nicht um eine authentiſche Interpretation des Geſetzes . Den

Einwand , man möge erſt die Entſcheidung der abwarten,
könne er nicht gelten laſſen , weil einmal die Gerichte auch gegen di

Auffaſſung der Kommiſſion ſich entſcheiden könnten , 158 dann eine

geſetzliche Anderung erforderlich ſei , weil auch gar keine Sicherheit

dafür beſtehe , daß die Rechtſprechung ſtets dieſelbe ſei und weil es

endlich nicht angezeigt ſei , eine ganze Menge alter Militäranwärter

zu Prozeſſen zu nötigen . Endlich dürfte auch nicht vergeſſen werden ,

daß durch die Verweiſung auf den ordentlichen Gerichtsweg eine ganze

Reihe von Anſprüchen infolge Verjährung verloren gehen könnten .

Der finanzielle Effekt ſeines Antrags ſei auf die Reichskaſſe ein un

bedeutender , wohl aber helfe er allen jenen Militäranwärtern , die

unter 2000 Mk . Penſion erhalten .

Kommiſſion und Reichstag ſchloſſen ſich einhellig dieſer Auslegung

an ; das Kriegsminiſterium trat nunmehr dieſer Auffaſſung bei und ver

fügte am 9. Dezember 1908 , daß die Vorſchrift des § 36 Ziffer 4 ſowohl

für die Dienſtzeitrente wie für die Erwerbsunfähigkeitsrente Geltung

habe . Damit war ein erheblicher Fortſchritt erzielt und vielen Prozeſſen

vorgebeugt .
Die ſeitherige Weiterentwicklung 5

nun eine Ausgeſtaltung

dieſer Vorſchrift nach zwei Richtungen nahe: 1 . der Satz von 2000 Mk .

iſt heute nicht mehr angemeſſen und muß erhöht werden . Seit der

Normierung dieſes Satzes hat der Reichstag eine erhebliche Gehalts

erhöhung beſchloſſen und damit anerkannt , daß der Geldwert geſunken

iſt . Perſonen , welche im Jahre 1906 noch die Wohltat dieſer Regelung

genoſſen haben , ſind heute von derſelben ausgeſchloſſen , obwohl ſich



ihre wirtſchaftliche Geſamtſituation nicht gehoben hat . Man wird bei

der erſten ſich bietenden Gelegenheit darum einen Satz von 3000 Mk .

einſtellen müſſen . Dieſer Fortſchritt kommt dann nur ſolchen Militär —

anwärtern zugute , die früh ausſcheiden müſſen und darum eine beſſere

Berückſichtigung verdienen oder ſolchen, die in gehobenen Unterbeamten⸗

7
en und ſchlechter bezahlten m 0 Beamtenſtellen untergekommen

ſir Soziale Geſichtspunkte ſind entſcheidend für eine Erhöhung der

Summe .

2. Man zahle dieſen Teil der Militärrente auch an die Hinter —

bliebenen des Militäranwärters . Die Begründung hierfür liegt in

folgendem : Die Geſamtbezüge der Hinterbliebenen der unter § 36

Ziffer 4 fallenden Militäranwärter ſind naturgemäß ſehr niedrig , ſo daß

jede Erhöhung zu begrüßen iſt . Der Grund für das frühe Hinſcheiden
des Militäranwärters liegt zudem ſehr oft an den Geſundheitsſtörungen ,
die er ſich in der Militärdier nßbeit zugezogen hat und darum ſchon iſt

es gerechtfertigt , daß der Militärfiskus den Hinterbliebenen beiſteht .

Schließlich kommt für beide Wünſche in Betracht , daß ſie dem Reiche

keine großen Opfer auferlegen , der einzelnen Familie des Militär —

anwärters aber eine nicht gering zu bewertende Aufbeſſerung zufließt .

Je mehr man in ſolchen kleinen Wünſchen den Militäranwärtern ent —

gegenkommt , um ſo deutlicher wird dieſen erkennbar , daß Gerechtigkeit
und Wohlwollen ihnen gegenüber wird und ſie 33
dann auch , daß es gewichtige Bedenken ſein müſſen , welche die Er —

füllung anderer , weitgreifender Wünſche hindern .

Zehntes Kapitel .

Anſiedlung der Militäranwärter .

Die Sorge um eine ſchnelle Unterbringung der Militäranwärter

hat zur Prüfung der Frage geführt : kann man nicht altgediente Unter⸗

offiziere auf dem Lande anſiedeln ? Der Reichstag hat die Prüfung

dieſer Frage durch folgende Reſolution angeregt :

„ den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , in Erwägungen einzutreten
über Anderungen der Zivilverſorgung der Militäranwärter und

hierbei die Frage der Anſiedlung von Militäranwärtern zu prüfen “ .
Die Militärverwaltung ließ am 9. Mai 1912 zu dieſer Materie im

Reichstage erklären :

„ Dieſer Gedanke hat auf den erſten Blick fraglos etwas Beſtechendes .
Alle Bemühungen der beteiligten Stellen ſind aber an der Tatſache geſcheitert ,
daß ſich zur Anſiedlung geeignete Militäranwärter bisher , trotz der ihnen ge —
botenen Vorteile , kaum gemeldet haben . Ich möchte dabei die Bedingungen ,
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